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Kurzmeldungen

Frau und Sohn (5)
bei Unfall verletzt

Traktor verlor auf
Straße Betonblock

Wahlplakate in
Reutte beschmiert

Am Wochenende wird es noch einmal heiß
Rum – Weil ihr angeblich
ein Auto auf ihrer Fahr-
bahnseite entgegenkam,
veriss gestern gegen 12.50
Uhr eine 33-Jährige auf der
Lärchenstraße in Rum das
Lenkrad und prallte in der
Folge gegen einen Baum.
Sie und ihr Sohn (5) wur-
den erheblich verletzt. Die
Polizei Rum bittet Zeugen,
sich zu melden. (TT)

Innsbruck – Ein 43-Jähri-
ger lenkte gestern kurz vor
Mittag seinen Traktor samt
Anhänger über die Inns-
brucker Schlossstraße in
Richtung Lans. In der Fol-
ge lockerten sich Spann-
gurte, ein transportiertes
Betonteil stürzte vom An-
hänger und touchierte ei-
nen Lkw. Verletzt wurde
niemand. (TT)

Reutte – Zwei bisher Unbe-
kannte beschmierten in der
Nacht auf gestern mehrere
Wahlplakate in Reutte. Als
ein Passant sie darauf an-
sprach, flüchteten sie auf
ihren Rädern in Richtung
Therme und von dort in ein
Waldstück. Die beiden wa-
ren mit dunklen Jacken be-
kleidet. Zeugen werden ge-
beten, sich zu melden. (TT)

Innsbruck – Ein Abstecher
ins Schwimmbad, ein Aus-
flug in die Berge oder ein
paar Würstel auf dem Grill
– der Fantasie sind bei die-
sen Aussichten fast keine
Grenzen gesetzt. Denn: Am
kommenden Wochenende
wird es noch einmal rich-
tig heiß. Laut Auskunft des
Wetterdienstes Ubimet sind
in den nächsten Tagen, „bei-
spielsweise im Inntal, bereits

Bis zu 30 Grad sind in Tirol am
Montag möglich. Foto: APA/dpa

29 Grad Celsius zu erwar-
ten“, sagt Meteorologe Man-
fred Spatzierer. „Am Montag
könnte dann aus heutiger
Sicht die 30-Grad-Marke fal-
len.“ Selbst am Berg sind
angenehme Temperaturen
zu erwarten. Bis zu 20 Grad
Celsius werden in 2000 Me-
tern Höhe erreicht, auf rund
10 Grad Celsius erwärmt sich
die Luft in 3000 Metern Höhe,
berichtet Spatzierer. (TT)

Die Pflicht soll fallen, dürfte aber keine Lex Kufstein bleiben. Die Wünsche anderer Länder häufen sich. Foto: Böhm

Mautpflicht fällt, aber
Fahrverbote bleiben

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Es klingt paradox.
Noch Anfang August pries LH
Günther Platter (VP) die über
den Sommer verhängten
temporären Pkw-Fahrverbote
und verordneten Dosieram-
peln auf dem niederrangigen
Straßennetz als vollen Erfolg.
So auch für den Großraum
Kufstein. Die Entlastung für
das zuvor im Ausweichver-
kehr erstickende Kufsteiner
Stadtgebiet war spürbar. Das
bestätigte sogar BM Martin
Krumschnabel.

Von all dem ist in jenem In-
itiativantrag, den die ÖVP be-
reits in der Sondersitzung des

Nationalrates am 19. Septem-
ber einbringen und – sofern
sich eine Mehrheit dafür fin-
det – per Fristsetzungsantrag
am 25. September kurz vor
der Nationalratswahl noch
beschließen will, keine Rede.
Stattdessen wird auf die „un-
zumutbare Beeinträchtigung
der Sicherheit, Leichtigkeit
und Flüssigkeit des Verkehrs“
sowiederenFolgenfürMensch
und Umwelt hingewiesen.
Und somit die Änderung des
Bundesstraßen-Mautgesetzes

für eine Vignettenbefreiung
auf der Inntalautobahn von
der Staatsgrenze bis zur Ab-
fahrt Kufstein-Süd begrün-
det. So, als hätte es das Ent-
lastungspaket des Landes nie
gegeben.

Die Frage steht daher im
Raum: Tauscht das Land die
erfolgreiche Pkw-Bremse im
Unterland gegen die Wieder-
einführung der Vignettenbe-
freiung – sie wurde 2013 un-
ter SPÖ-Verkehrsministerin
Doris Bures beendet – ein?
Auch Krumschnabel hatte im
TT-Gespräch im August an-
gedeutet, dass die Dosieram-
peln im Falle einer zu erwar-
tenden spürbaren Entlastung
durch die Mautbefreiung
„nicht mehr maßgeblich sein
werden“.

Für den Fall, dass die Maut-
befreiung tatsächlich um-
gesetzt wird, will Platter von
einem Tauschhandel nichts
wissen: „Es ist für mich klar,
dass es zusätzlich zur Maut-
befreiung zunächst auch
weiterhin temporäre Fahr-
verbote und Dosierampeln
im Raum Kufstein benötigen
wird.“ Die Betonung dürfte
auf „zunächst“ liegen. Denn
Platter fügt hinzu: „Wie sich
alle Maßnahmen in der Pra-
xis auswirken, lässt sich erst
nach dem Winter beurteilen,
weshalb wir dann eine Eva-
luierung planen.“ Wohl auch
der Tatsache eingedenk, dass
sich der Pkw-Verkehr ohne
die geplanten Restriktionen
im Winter durch Kufstein

recht rasch von einem Au-
tobahnmaut- hin zu einem
Stauflüchtlingsverkehr wan-
deln dürfte, will auch VP-Na-
tionalrat Josef Lettenbichler
die Pkw-Verbote „nicht gleich
auflassen“. LHStv. Ingrid Feli-
pe (Grüne) trat gestern eben-
so für einen Weiterbestand im
heurigen Winter ein. So oder
so.

Dass Kufstein ein öster-
reichweiter Sonderfall sei
– das stellen indes die Ver-
kehrslandesräte in Salzburg
und Vorarlberg in Frage. Ge-
währt das Parlament den Fes-
tungsstädtern das Mautzu-
ckerl, müsse der Bund auch
im Ländle und rund um die
Mozartstadt nachziehen.
Das bekräftigten gestern Ste-
fan Schnöll (Salzburg) und
Johannes Rauch ( Vorarl-
berg) unabhängig voneinan-
der. Der Pressesprecher von
Schnöll, Christoph Bayrham-
mer, führt hierzu Berechnun-
gen an, wonach Mautflücht-
linge in manchen Stadtteilen
zu einer Verkehrssteigerung
von bis zu 40 Prozent führen
würden. Und für Rauch steht
fest, dass der Raum Bregenz
genauso belastet sei: „Wir ha-
ben dieselben Probleme.“

Eine Mautbefreiung bei Kufstein soll nicht an den Pkw-
Fahrverboten rütteln. Zumindest nicht diesen Winter.

„Zusätzlich zur
Mautbefreiung wird

es zunächst auch tempo-
räre Fahrverbote und Do-
sierampeln benötigen.“

Günther Platter
(Landeshauptmann, ÖVP)

„Wir haben diesel-
ben Probleme. Die

Vignette produziert nur
Ausweichverkehr.“

Johannes Rauch
(VK-Landesrat Vorarlberg)

30 Gemeinden fordern
drei Mio. Euro zurück

Innsbruck – Über Jahre be-
schäftigte die Debatte über die
aus Gemeindebesitz entstan-
denen Agrargemeinschaften
die Landespolitik. Fast alles
ist entscheiden, doch Narben
sind geblieben. Der 31. Au-
gust 2019 war ein letzter Stich-
tag für Rückforderungen der
Gemeinden. Bis 1998 zurück
konnten sie finanzielle Aus-
schüttungen bzw. Zahlungen
aus Substanzerlösen geltend
machen. Die Agrarmitglieder
haben seit dem richtungswei-
senden Höchstgerichtsurteil
zu Mieders nur noch Holz-
und Weiderechte sowie An-
spruch auf einen Naturalbezug
für den Haus-und Gutsbedarf.
Alle Substanzerlöse und Ein-
nahmen aus Verpachtungen,
Grund-, Holz- oder Schotter-
verkäufen gehören den Ge-
meinden. Der von ihnen be-
stimmte Substanzverwalter
kümmert sich darum.

In den vergangenen Mona-
ten wurde in den 140 Gemein-
den mit 234 Gemeindegutsag-
rargemeinschaften gerechnet
und bilanziert. Dabei ging es
neben Ausschüttungen u. a.
um Honorare an Rechtsan-
wälte von 1998 bis 2013. Da
kamen oft erkleckliche Sum-

men von bis zu 100.000 Euro
zusammen. Am Ende ergab
die Aufrechnung vielerorts
ein Nullsummenspiel. Wie
der Leiter der Abteilung Ag-
rargemeinschaften im Land
Bernhard Walser betont, wur-
den von den Gemeinden 30
Anträge auf Rückforderungen
gestellt. „In Summe sprechen
wir von drei Mio. Euro. In den
nächsten Wochen beginnen
wir mit dem Parteiengehör.“

An der Struktur der 234
Gemeindegutsagrargemein-
schaften dürfte sich künftig
nicht viel ändern. 2014 gin-
gen vor allem die bäuerlichen
Vertreter davon aus, dass es
zu zahlreichen Auseinander-
setzungsverfahren kommen
werde, also zu einer endgül-
tigen vermögensrechtlichen

Trennung zwischen Agrarge-
meinschaft und Gemeinde.
„Derzeit sind lediglich vier
Verfahren anhängig, die aber
aus dem Stadium der Vorver-
handlungen nicht hinaus-
kommen“, sagt Walser. Die
vermögensrechtliche Frage
sei vielfach eine fast unüber-
windbare Hürde für einen
klaren Trennstrich.

Mit der 2014 im Agrargesetz
verankerten Übertragung des
Substanzvermögens an die
Gemeinden stehen ihnen
auch für kommunale Vorha-
ben Entnahmen zu. Mehr als
30 Millionen Euro betragen
die Rücklagen, im Vorjahr ha-
ben die Gemeinden auf 5,968
Mio. Euro zurückgegriffen.
2017 haben sie 4,13 Millionen
Euro entnommen. (pn)

Finaler Akt bei den Agrargemeinschaften: Vermögens-
rückforderungen der Gemeinden halten sich in Grenzen.

30 Anträge auf Rückforderungen haben die Gemeinden gestellt. Foto: Mühlanger

Politik in Kürze

D as geplante Zweitwohn-
sitzverbot in Regionen

mit mehr als 20 Prozent
Zweitwohnsitzen und über-
durchschnittlichen Grund-
preisen sorgt für Reaktio-
nen. Der Koalitionspartner
der ÖVP, die Grünen, betont,
dass Wohnen nur dann leist-
bar werde, wenn das Land an
allen Stellschrauben drehe.
Für Wohnsprecher LA Mi-
chael Mingler ist ein Zweit-
wohnsitzverbot zwar an sich
keine schlechte Idee, aber
jedenfalls kein Ersatz für das
Interessentenmodell, das bei
Immobilienverkäufen Inte-
ressenten mit einem ganz-
jährigen Wohnbedarf den
Vorrang einräumt.

Verwundert ist SPÖ-
Wohnbausprecherin Elisa-
beth Blanik.„Noch vor weni-
gen Monaten hat die gleiche
ÖVP die Forderungen von
Gemeindeverbandschef
Ernst Schöpf und der SPÖ
abgelehnt, eine echte Zweit-

wohnsitzabgabe nach Kärnt-
nerVorbild einzuführen.“ Sie
befürchtet nach der Freizeit-
wohnsitzabgabe bei einem
Zweitwohnsitzverbot weite-
re bürokratische Belastun-
gen für die Gemeinden.

FPÖ-Wohnbauspreche-
rin Evelyn Achhorner ortet
Planlosigkeit bei der Bau-
und Bodenpolitik der Lan-
desregierung. „Einmal heißt
es Interessentenmodell, nun
soll es eine Zweitwohnsitz-
beschränkung geben. Hier
versucht man, mit Regelun-

gen und Verboten in den
Immobilienmarkt einzu-
greifen.“ Markus Sint (Liste
Fritz) fragt sich, ob die ÖVP
noch ihren eigenen Ankün-
digungen glaubt.

D ie Einkommenssituati-
on für die Tiroler Bau-

ern, die imVorjahr ein Minus
von 20 Prozent verzeichnet
haben, bezeichnet Landwirt-
schaftskammerpräsident Jo-
sef Hechenberger als große
Herausforderung. „Die oh-
nehin durch die kleinen Pro-
duktionseinheiten höheren
Kosten erhöhen sich durch
den Klimawandel weiter.“
Extreme Trockenheit, ge-
stiegene Aufwendungen in
der Tierhaltung sowie der
niedrige Holzpreis und eine
fehlende positive Marktent-
wicklung würden sich nega-
tiv auswirken. Hechenberger
spricht sich für eine Absiche-
rung durch öffentliche Gel-
der aus. (pn)

Mingler (Grüne) hält weiter an Inte-
ressentenmodell fest. Foto: De Moor

Bodenpolitik bleibt Zankapfel


